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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Le but de la motion du député Dobler (plr, SG) tient dans son titre: «si la Suisse paie la
formation coûteuse de spécialistes, ils doivent aussi pouvoir travailler ici». Le libéral-
radical souhaite que le Conseil fédéral définisse des conditions pour que les personnes
étrangères formées dans les Universités cantonales et Écoles polytechniques fédérales
puissent rester en Suisse facilement. Il souhaite ainsi éviter que de la main-d’œuvre
qualifiée, en particulier dans les domaines où la pénurie menace, soit contrainte à
partir parce que les contingents seraient épuisés. 
Malgré un avis défavorable du Conseil fédéral, qui estimait la législation actuelle
suffisante, le Conseil national a approuvé la motion par 143 voix contre 41 (40 UDC et un
PLR) et deux abstentions (PS et Vert). 1

MOTION
DATUM: 20.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil des Etats a suivi le national sur la motion Dobler (plr, SG), intitulée:«si la
Suisse paie la formation coûteuse de spécialistes, ils doivent aussi pouvoir travailler
ici». Le libéral-radical souhaite éviter la fuite des cerveaux, en modifiant l'ordonnance
relative à l'admission, au séjour et à l'exercice d'une activité lucrative (OASA) pour que
les personnes étrangères titulaires d'un master ou d'un doctorat dans des domaines
souffrant d'une pénurie de personnel qualifié (comme par exemple les disciplines MINT)
puissent rester en Suisse au terme de leurs études dans les universités cantonales ou
écoles polytechniques fédérales (EPF). Actuellement, le système de contingents de
travailleurs et travailleuses de pays tiers les empêche de rester en Suisse, une fois les
quotas épuisés. 
La CIP de la chambre haute préconisait l'acceptation de la motion, par 7 voix contre
une et une abstention. Du côté des parlementaires, le texte a également été largement
plébiscité, par 32 voix contre 6 et une abstention. L'opposition, par analogie avec le
vote du Conseil national, est probablement à chercher dans les rangs de l'UDC, qui ne
s'est pas prononcée durant le débat, en raison peut-être de divergences internes,
comme dans la chambre basse. 2

MOTION
DATUM: 19.03.2019
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Der Nationalrat überwies eine Motion seiner WBK und ein Postulat Randegger (fdp, BS),
welche eine Harmonisierung der Ausbildungsbeihilfen im Hochschulbereich verlangen,
die weiter geht als die NFA-Regelung. Der Ständerat billigte ein in die gleiche Richtung
zielendes Postulat Leumann (fdp, LU). Ebenfalls gutgeheissen wurde ein Postulat von
Jacqueline Fehr(sp, ZH) für einen Bericht zur Verbesserung der Vereinbarkeit von
Familie resp. Familiengründung und Ausbildung/Studium. 3

MOTION
DATUM: 09.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Hochschulen

Der Nationalrat überwies eine Motion Imhof (cvp, BL), welche vom Bundesrat die
Wiedereinführung der vom Bundesamt für Wirtschaft und Arbeit abgeschafften
praktischen Fachprüfung für gymnasiale Maturandinnen und Maturanden, die in eine
FHS technischer Richtung eintreten wollen, verlangt. Damit solle Chancengleichheit bei
der Aufnahme in Technische FHS hergestellt und dem Missstand vorgebeugt werden,
dass Kandidatinnen und Kandidaten mit einer abgeschlossenen Berufslehre die
technische Prüfung nicht bestünden, während Maturandinnen und Maturanden mit
einem ungleich kleineren technischen Verständnis und Wissen prüfungsfrei eintreten
könnten. Der Ständerat überwies seinerseits mit 20 zu 18 Stimmen eine Motion Beerli
(fdp, BE), die einen vereinfachten Zugang zu den FHS in der Informations- und
Kommunikationstechnik (IKT) für Absolventinnen und Absolventen eines Gymnasiums
verlangt. Die Ermöglichung des examenfreien Einstiegs in eine IKT-Ausbildung für

MOTION
DATUM: 04.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Maturandinnen und Maturanden sei durch eine entsprechende Änderung des Gesetzes
über die Fachhochschulen im Sinne einer Flexibilisierung nötig, um den Mangel an
Informatikerinnen und Informatikern aufzufangen. Kritik an diesem Vorschlag war von
Seiten des Christlichnationalen Gewerkschaftsbundes (CNG) laut geworden, der
insbesondere eine Aufwertung der Gymnasialmatura auf Kosten der Berufslehre, eine
Bevorteilung der Gymnasiastinnen und Gymnasiasten sowie eine Verschulung des
ersten Fachhochschuljahres befürchtete. 4

Der Ständerat lehnte eine Motion Imhof (cvp, BL) ab, welche vom Bundesrat die
Wiedereinführung der praktischen Fachprüfung für gymnasiale Maturandinnen und
Maturanden, die in eine FHS technischer Richtung eintreten wollen, verlangt hatte.
Damit sollte die Chancengleichheit bei der Aufnahme in Technische FHS hergestellt
werden. Schon die vorberatende Kommission hatte eine Ablehnung der Motion
empfohlen, widerspreche diese doch der im Jahr 2000 vom Ständerat überwiesenen
Motion Beerli (fdp, BE), womit eben gerade ein erleichterter Zugang von Maturandinnen
und Maturanden zur Informatiker- und Telematiker-Ausbildung gefordert wurde. Die
Motion Beerli erlitt aber ihrerseits eine Abfuhr im Nationalrat, da dieser trotz
Informatikermangel keine Ausnahme für Maturandinnen und Maturanden bewilligen
wollte. Die Berufslehre müsse mit oder ohne Berufsmatur der „Königsweg“ zur FHS
bleiben. 5

MOTION
DATUM: 19.03.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Nationalrat gab einer Motion Kofmel (fdp, SO) in abgeschwächter Form als Postulat
Folge und verlangte damit vom Bundesrat die Prüfung einer Revision des FHSG im Sinne
einer Umwandlung in ein Rahmengesetz. Dieses soll erstens revidierte
Zulassungsbedingungen enthalten: Maturaabgängerinnen und -abgänger sind wie bisher
zu einer einjährigen Arbeitspraxis verpflichtet, diese ist jedoch neu nicht mehr an eine
Fachrichtung gebunden und muss eventuell nicht mehr zwingend vor dem Eintritt in die
FHS geleistet werden; jede der fünf Berufsmaturitäten muss zum prüfungsfreien Eintritt
an die FHS berechtigen; das bei einzelnen Studienrichtungen bisherige Obligatorium
einer zusätzlichen Berufspraxis zwischen Berufsmaturitätsabschluss und Studienbeginn
ist abzuschaffen; Inhaberinnen und Inhaber eines Diploms einer höheren Fachprüfung
oder eines erfolgreichen Abschlusses an einer höheren Fachschule sind zum
prüfungsfreien Eintritt in die FHS zugelassen. Zweitens soll das Rahmengesetz
betreffend akademische Grade den Erwerb der Grade „Bachelor“ und „Master“
vorsehen. Und schliesslich drittens soll die bisher in bundesrätlicher Kompetenz
liegende Bewilligung von Studiengängen an die Eidgenössische FHS-Kommission
delegiert werden. Ebenfalls als Postulat überwies die grosse Kammer im Einverständnis
mit dem Bundesrat eine Motion der SVP-Fraktion, die in dieselbe Richtung gezielt hatte
und mit einer Änderung des FHSG die Einführung weiterführender Ausbildungsgänge
(Master/Bachelor gemäss Bologna-Deklaration) gefordert hatte. 6

MOTION
DATUM: 22.03.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Als Postulat abgeschwächt überwies der Nationalrat in seiner Sommersession eine
Motion Widmer (sp, LU), welche Finanzhilfen an die Betriebskosten zur Unterstützung
der kantonalen FHS beim Ausbau ihrer Kompetenzen im Hinblick auf die Integration in
das eidgenössische FHS-System verlangt hatte. 7

MOTION
DATUM: 21.06.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Ständerat gab einer vom Nationalrat bereits überwiesenen Motion Neirynck (cvp,
VD) für die Integration ausländischer ETH-Ingenieure nur als Postulat Folge. Die
Diskussion zu einer Interpellation Neirynck betreffend die konkreten Massnahmen zur
Umsetzung des Postulats wurde im Nationalrat verschoben. 8

MOTION
DATUM: 01.10.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Beide Räte überwiesen eine Motion Bieri (cvp, ZG), mit welcher eine Teilrevision des
FHS-Gesetzes (FHSG) zur raschen Unterstellung der FHS in den Bereichen soziale
Arbeit, Gesundheit, Musik und Kunst unter die eidgenössische Gesetzgebung gefordert
wird. Für die Schaffung einer Westschweizer FHS für Gesundheit und soziale Arbeit
unterzeichneten zu Beginn des Berichtsjahres die zuständigen Regierungsvertreter der
französisch- und zweisprachigen Kantone eine interkantonale Vereinbarung. Die
geplante FHS, über welche nun die kantonalen Parlamenten zu verhandeln haben, soll
Ende 2002 an 18 Schulstandorten ihre Arbeit aufnehmen. 9

MOTION
DATUM: 12.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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Je in ein Postulat umgewandelt überwies der Nationalrat im Winter zwei Motionen
Kofmel (fdp, SO) betreffend eine autonome Hochschule Schweiz bzw. eine verstärkte
finanzielle Unterstützung der Hochschulen. Erstere verlangte vom Bundesrat im
Rahmen der Botschaft über die Förderung von Bildung, Forschung und Technologie in
den Jahren 2004-2007 (BFT-Botschaft) eine klare Trennung der operativen von der
strategischen Ebene im Gesamtsystem „Hochschule Schweiz“ dank einem möglichst
autonomen strategischen Führungsorgan. In diesem sollen nicht nur Vertretungen von
Bund und Kantonen, sondern auch Persönlichkeiten aus der Wissenschaft, Wirtschaft
und Gesellschaft vertreten sein. Die Kooperation der einzelnen Hochschulen auf der
operativen Ebene soll durch die Konferenz der einzelnen Schulleitenden sichergestellt
werden. Die zweite Motion forderte, dass ebenfalls im Rahmen der BFT-Botschaft
Massnahmen zu folgenden Punkten ergriffen werden: mehr Grund- und
Leistungsbeiträge an die kantonalen Universitäten zur Förderung deren internationaler
Wettbewerbsfähigkeit; Überprüfung der Bemessungskriterien der Grundbeiträge und
eventuell Ersetzen derselben durch output- und qualitätsorientierte Kriterien;
angemessenere Ausstattung der FHS mit den nötigen Ressourcen für ihren
Leistungsauftrag im Transferbereich. 10

MOTION
DATUM: 14.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Einen eher zaghaften Schritt in diese Richtung machte der Nationalrat, indem er zwei
Motionen Randegger (fdp, BS) in abgeschwächter Form als Postulate überwies. Erstere
hatte für eine aktive Nachwuchsförderung an den Schweizer Hochschulen im Rahmen
der BFT-Botschaft das Vorantreiben des Tenure Track Systems, die Umwandlung von
Föderprofessuren in Tenure Track Assistenzprofessuren, die Vereinheitlichung der
Förderung von Post doctoral fellows – insbesondere eine Erleichterung deren Rückkehr
in die Schweiz dank Stipendien und aktiver Betreuung – sowie die Förderung des
Mittelbaus an den FHS verlangt. Die zweite Motion hatte ihrerseits für den Aufbau einer
exzellenten Forschung Schweiz gefordert, dass im Rahmen der BFT-Botschaft die
Grundlagenforschung langfristig gefördert sowie der Wissens- und Knowhow-Transfer
zu diesem Ziel intensiviert werde; zudem sollte der Auf- und Ausbau der angewandten
Forschung an den FHS unterstützt, die Validierung des mit staatlichen
Forschungsgeldern generierten Wissens und dessen Schutz (Patente) sichergestellt
sowie die Evaluation und Vergabe der Ressortforschungsprojekte nach dem System der
Peer Review eingeführt werden. 11

MOTION
DATUM: 14.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Mai informierte der Staatssekretär für Wissenschaft und Forschung, Charles Kleiber,
über die Pläne der Schweiz zur Umsetzung der Bologna-Deklaration. Das Bologna-
Abkommen war 1999 von der Schweiz unterzeichnet worden und soll mit der Einführung
einer dreijährigen Bachelor- und einer ein- bis zweijährigen Master-Stufe sowie eines
europaweit geltenden Kreditpunktesystems (ECTS) erleichterte Mobilität für
Studierende, Lehrende und Forschende sowie vergleichbare Ausbildungsstandards im
europäischen Raum schaffen. Die Teilnahme der Schweiz an diesem Projekt sei laut
Kleiber auch eine Chance für die Überprüfung und Modernisierung des
schweizerischen Hochschulsystems. Eine Vorreiterrolle nahm in diesem Rahmen die
Hochschule St. Gallen (HSG) ein, die als erste Hochschule der Schweiz ihr gesamtes
Studienangebot ab Herbst des Berichtsjahres auf das Bologna-Modell abstimmte. Im
Juli stimmte der ETH-Rat der Einführung von zweistufigen Studiengängen nach der
Gliederung von Bachelor- und Master-Stufen zu. Die neue Struktur wird zunächst an der
ETH Zürich (ETHZ) realisiert werden. Das Departement für Elektrotechnik der ETHZ wird
bereits Ende 2002 die ersten Bachelor-Titel verleihen können; ab 2002 soll in
mindestens acht weiteren Studiengängen das Modell eingeführt werden. Von Seiten der
FHS wurde hingegen eine Schlechterstellung derselben befürchtet, sollte das Bachelor-
Master-System künftig auch die universitären Studiengänge prägen. Ein FH-Abschluss
könne heute auf dem Arbeitsmarkt mit dem Lizentiat konkurrieren. Probleme werde es
jedoch bei Einführung der zweistufigen Studiengänge geben, wenn der Bachelor künftig
der FHS, der Master hingegen den Universitäten zugeschlagen werde. 12

MOTION
DATUM: 14.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Ohne sie materiell zu diskutieren nahm der Nationalrat in der Frühjahrssession mit 82
zu 66 Stimmen eine Motion Gysin (fdp, BL) an, die ein stärkeres Engagement des
Bundes an den Fachhochschulen verlangte; der Bundesrat hatte Umwandlung in ein
Postulat beantragt. Der Bund sollte mehr Kompetenzen in der Regelung der
Studiengänge erhalten und diese massiv stärker subventionieren. Angesichts der
angespannten Finanzlage des Bundes und der kantonalen Kompetenzen insbesondere
im Billdungsbereich lehnte der Ständerat die Motion in der Herbstsession ab. 13

MOTION
DATUM: 17.09.2002
MARIANNE BENTELI
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Die Forderung nach einer Anpassung der Studiengänge und -abschlüsse der FHS an das
Bologna-Modell (Master und Bachelor) wurde auch in einer Motion Randegger (fdp, BS)
sowie in einem Postulat Strahm (sp, BE) zum Ausdruck gebracht, wobei insbesondere
die internationale Anerkennung dieser Studiengänge und -abschlüsse sowie eine
Valorisierung der schweizerischen Besonderheit der berufspraktischen Vorbildung und
Ausbildung (Berufslehre) im Vordergrund standen. Die Motion wurde von beiden
Kammern überwiesen und das Postulat vom Nationalrat gutgeheissen. 14

MOTION
DATUM: 11.12.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Eine Motion Berger (fdp, NE) zur Restrukturierung der Hochschulen wurde vom
Ständerat als Postulat überwiesen. Diese verlangt, dass die Höhe der Projektbeiträge an
Hochschulen so angesetzt wird, dass diese auch wirklich einen Anreiz für die
Lancierung wichtiger Kooperationsprojekte von Universitäten, FHS und ETH darstellen.
Im weiteren überwies der Nationalrat ein Postulat seiner WBK und forderte damit den
Bundesrat auf, im Rahmen der Erarbeitung des Hochschulrahmengesetzes, das für die
Zeit nach Auslaufen des Universitätsförderungsgesetzes Ende 2007 in Aussicht gestellt
worden war, das Instrument der projektgebundenen Beiträge für alle Hochschulen
einzuführen. Damit soll eine einheitliche Umsetzung von Kooperationsprojekten unter
Hochschulen ermöglicht werden. 15

MOTION
DATUM: 15.12.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Diskussionslos überwies der Nationalrat eine Motion Hutter (fdp, ZH), welche
verhindern will, dass mit der Erhöhung des Kredits für Bildung, Forschung und
Innovation (BFI) ineffiziente Strukturen weiterfinanziert werden. Die Vergabe der
Gelder sei an folgende Prinzipien zu knüpfen: Bereinigung des Angebots innerhalb eines
Hochschultyps und zwischen den einzelnen Hochschultypen, Zusammenlegung wenig
nachgefragter Studiengänge, differenzierte Vorgaben z.B. für Betreuungsverhältnisse,
Konzentration auf weniger Standorte bei der Berufsbildung, Vermeidung von
Doppelspurigkeiten zwischen internationaler und nationaler Forschung. Gegen den
Antrag des Bundesrates gutgeheissen wurde eine Motion Pfister (svp, SG) für eine
Überprüfung der nationalen und internationalen Forschungsvorhaben, um eine
effizientere Allokation der Bundesmittel sicherzustellen. Der Ständerat lehnte das
Begehren ab, da das Anliegen grösstenteils erfüllt sei. 16

MOTION
DATUM: 31.12.2006
MAGDALENA BERNATH

In der Frühjahrssession lehnte der Nationalrat mit 107 zu 64 Stimmen eine Motion
Nussbaumer (sp, BL) ab. Der Vorstoss zielte darauf ab, Studienwillige mit einer
Berufsmaturität gestalterischer Richtung und mit einer Grundausbildung in einem der
Studienrichtung verwandten Beruf im Fachbereich Design ohne zusätzliche
Eignungsabklärung zum Studium zuzulassen. Ebenfalls verworfen hat die grosse Kammer
eine Motion Fasel (csp, FR), mit welcher der Bundesrat verpflichtet werden sollte, die
Entwicklung der Ausgaben für Administration und Marketing an den Fachhochschulen
in den letzten 10 Jahren zu untersuchen. 17

MOTION
DATUM: 28.04.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Einvernehmen mit dem Bundesrat überwiesen die Räte im Berichtsjahr ausserdem
eine Motion der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats, mit der die
Aufenthaltsdauer von ausländischen Personen für Aus- und Weiterbildungen im
Hochschulbereich erstreckt werden soll. Die Landesregierung muss nun die
Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit so ändern, dass auch
Aufenthalte für Aus- und Weiterbildungen im Hochschulbereich bewilligt werden
können, die länger als acht Jahre dauern. 18

MOTION
DATUM: 23.11.2009
ANDREA MOSIMANN

Mit dem HFKG entfällt die eidgenössische Anerkennung von
Weiterbildungsabschlüssen der Fachhochschulen, die über das aufzuhebende
Fachhochschulgesetz noch gewährleistet worden waren. Die Bewilligungsverfahren, die
Qualitätskontrolle und die Subventionierung waren bereits 2005 im Rahmen einer
Teilrevision des Fachhochschulgesetzes eingestellt worden. Eine Motion Bischofberger
(cvp, AI) nahm das Unbehagen darüber aus Wirtschafts- und Fachhochschulkreisen auf
und verlangte die Wiedereinführung eines bundesrechtlich verankerten Titelschutzes.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er wies darauf hin, dass mit dem
Label „eidgenössisch anerkannt“ die Abschlüsse der höheren Berufsbildung, deren Titel
eidgenössisch geprüft und akkreditiert sind, unlauter konkurriert würden und es dies zu
verhindern gelte. Im Weiteren würden die Weiterbildungsabschlüsse der universitären

MOTION
DATUM: 06.12.2011
SUZANNE SCHÄR
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Hochschulen durch die Kantone auch nicht geregelt oder anerkannt. Er schlug aber vor,
den verlangten Titelschutz im Rahmen der BFI-Botschaft 2013–2016 zu prüfen. Mit 24
zu 7 Stimmen stellte sich die Kleine Kammer in der Dezembersession auf die Seite des
Motionärs. 19

Depuis 2002, la loi sur la formation professionnelle (LFPr) tient compte, dans son
chapitre sur la formation continue, des études post-diplôme. Cette filière des écoles
supérieures, Etudes post-diplôme (EPD ES), est sacrée par un titre reconnu par la
Confédération. Néanmoins, le Conseil fédéral a proposé de supprimer la
reconnaissance et la protection des titres de master postgrade. Il a invoqué l’illisibilité
et la confusion qui règnent au niveau de ces titres. Le gouvernement a plus
particulièrement remis en question les mentions « reconnu par la Confédération » et
« protégé par la Confédération » qui laissent penser que les études de master
postgrade sont réglementées, examinées ou encore subventionnées par la
Confédération, ce qui n’est pas le cas. Cette erreur de perception pourrait selon lui
provoquer une concurrence déloyale envers les diplômes véritablement reconnus. Pour
faire face à cette volonté, Häberli-Koller (cvp, TG) au Conseil des Etats, puis Jositsch
(ps, ZH) au Conseil national ont déposé chacun un postulat qui entend pousser la
Confédération à continuer de reconnaître les études post-diplôme des écoles
supérieures. Selon les auteurs des postulats, une modification aurait de lourdes
conséquences pour la qualité du pôle économique suisse. En effet, les écoles
supérieures seraient d’une part amputées de leur second niveau, restreignant du coup
l’attrait pour de telles filières. D’autre part, les personnes en possession de ce diplôme
verraient leur titre largement dévalorisé. Les deux chambres responsables du dépôt des
postulats les ont déjà adoptés. Dans la même optique, une motion et un postulat ont
demandé le maintien de la reconnaissance et de la protection des titres de master
postgrade des HES. Déjà acceptée par le Conseil des Etats en 2011, la motion de
Bischofberger (pdc, AI) a donc été adoptée par le Conseil national par 142 voix contre
16. Dans la foulée, le postulat de la CSEC-CN sur la protection des titres délivrés par les
filières formelles, y compris les masters postgrades des HES, a lui aussi été accepté par
le Conseil national. 20

MOTION
DATUM: 28.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

En septembre 2011, le Conseil des Etats avait décidé de ne pas donner suite à l’initiative
du canton de Bâle-Campagne qui visait la reconnaissance de ce canton en tant que
canton universitaire. Suite à ce refus, Janiak (ps, BL) a décidé de lancer, au sein de la
même chambre, une motion d’un objectif similaire. Concrètement, le canton de Bâle-
Campagne participe au financement de l’université de Bâle, à part égale avec le canton
de Bâle-Ville. Il verse aussi des contributions financières à la « Fachhochschule
Nordwestschweiz », aux autres universités et hautes écoles du canton, ainsi qu’au
domaine des EPF et au centre suisse d’électronique et de microtechnique (CSEM). En
conclusion, le canton joue un rôle majeur en tant qu’investisseur dans le paysage des
hautes écoles suisses. Par conséquent, aucune des deux commissions et encore moins
le Conseil Fédéral n’ont remis en question la légitimité de la demande de
reconnaissance. Néanmoins, quelques difficultés d’ordre technique ont subsisté.
Premièrement, le Conseil fédéral a relevé qu’une telle reconnaissance n’était pas
uniquement de son ressort. En effet, la Conférence suisse des Directeurs cantonaux de
l’Instruction Publique (CDIP) ainsi que la CUS ont leur mot à dire en cas de
modifications légales du concordat intercantonal du 9 décembre 1999. Deuxièmement,
dans la perspective de la nouvelle loi fédérale sur l’encouragement des hautes écoles et
la coordination dans le domaine suisse des hautes écoles (LEHE), une telle motion
n’arrive pas dans un contexte adéquat. Pourtant, cette motion a été soutenue par le
Conseil fédéral qui souhaitait donner un fort gage de reconnaissance vis-à-vis des
investissements consentis par le canton de Bâle-Campagne. Dans la même logique, le
Conseil des Etats a accepté cette motion, bien que sa commission de la science, de
l’éducation et de la culture (CSEC-CN) ait proposé de la refuser pour des raisons
purement formelles à 16 voix contre 6. Le Conseil national a fini, lui aussi, par accepter
de justesse la motion par 80 voix contre 78. 21

MOTION
DATUM: 29.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le postulat Malama (plr, BS) sur la comptabilité entre service militaire et formation et
la motion proposée par Stump (ps, AG) pour une coordination de l’école de recrues et
des études, déposés tous les deux en 2010 au Conseil national ont été en quelque sorte
rejoints en 2012 par le postulat de Berberat (ps, NE), traité par le Conseil des Etats. Ce
postulat se penche sur le besoin de mieux concilier l’école de recrue et les études
supérieures. Ces démarches ont dès lors animé les débats de la session d’été 2012.
Alors que le Conseil fédéral avait estimé la situation satisfaisante en 2010, sa position a
changé en 2012 avec le second postulat. Il a reconnu les difficultés liées à l’introduction
du système de Bologne et est désormais davantage conscient des difficultés
rencontrées par les étudiants. Il faut souligner que la situation n’a cessé de s’aggraver
ces dernières années, en particulier avec le prolongement de la durée de l’école de
recrues à 21 semaines et l’harmonisation avec le système de Bologne nécessitant une
rentrée universitaire avancée à la mi-septembre. Dans de nombreux cas, les étudiants
prennent alors un semestre de retard ou même une année sur leur programme
académique. Berberat (ps, NE) a aussi relevé les difficultés financières liées à ce
décalage. Les auteurs des postulats et de la motion estiment pour conclure qu’il est
dans l’intérêt à la fois de l’armée et de l’économie de trouver un terrain d’entente. Si
d’un côté, l’armée a besoin de membres bien formés et motivés, de l’autre, l’économie,
en quête de jeunes diplômés, ne peut se permettre de perdre inutilement ces années
de transition. En conclusion, dans la foulée de la prise de conscience du Conseil
fédéral, le Conseil des Etats a accepté le postulat sur la conciliation de l’école de recrue
et des études supérieures. Dans la même optique, le Conseil national a validé le
postulat sur la comptabilité entre service militaire et formation par 115 voix contre 40.
Par contre, même si la motion de Stump (ps, AG) a été acceptée par le Conseil national
par 82 voix contre 71, le Conseil des Etats l’a de son côté rejetée à sa session
d’automne, estimant que le postulat de Berberat (ps, NE) traitait déjà de cette
problématique. 22

MOTION
DATUM: 30.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Am Parteitag in Altdorf haben die Delegierten eine Zehn-Punkte-Resolution
beschlossen, in welcher sie Massnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit
des Wirtschaftsstandortes Schweiz forderten. Ihrer Ansicht nach soll auf jeden Fall auf
eine kurzfristig angelegte Strukturerhaltung mittels konjunktur- und
beschäftigungspolitischer Massnahmen verzichtet werden. Gemeinsam mit der CVP,
der SVP und der LP reichte die Fraktion verschiedene Motionen zur Revitalisierung des
Wirtschaftsstandortes Schweiz ein. 23

MOTION
DATUM: 04.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gemeinsam mit der FDP, der SVP und der LP reichte die Fraktion der CVP Motionen
zur Revitalisierung des Wirtschaftsstandortes Schweiz ein.

MOTION
DATUM: 04.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die freisinnige Fraktion reichte im Zusammenhang mit dem Revitalisierungsprogramm
eine Reihe von Vorstössen in den Bereichen Umschulung, Weiterbildung resp.
Forschung, Bodenrecht, regionale grenzüberschreitende Zusammenarbeit,
Steuerpolitik, Deregulierung im Fernmeldewesen, Transitabkommen sowie
Arbeitsmarkt. Der Nationalrat überwies zudem verschiedene Fraktionsmotionen der
FDP zum Abbau von Vorschriften in der Argrarpolitik. 24

MOTION
DATUM: 03.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

In einem Thesenpapier für mehr Wettbewerb, flexibleren Arbeitsmarkt, bessere Bildung
und Massnahmen gegen die Arbeitslosigkeit von Frauen, Jugendlichen und älteren
Arbeitnehmern versuchte die Partei, auf verschiedene Forderungen nach
Revitalisierung des schweizerischen Arbeitsmarktes einzugehen. Die nach der
Ablehnung des EWR-Vertrags eingereichte und vom Nationalrat teilweise überwiesenen
Motion zur Verbesserung der Rahmenbedingungen verlangte Verbesserungen im
Bereich des Bildungs- und Forschungsstandortes Schweiz, die Vermeidung von
Diskriminierungen bezüglich Berufsausübung und Diplomanerkennung innerhalb der
Schweiz, die Beschleunigung von Bewilligungs- und Einspracheverfahren, die schnellere

MOTION
DATUM: 01.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Erschliessung von Bauland sowie Erleichterungen der Kapitalbeschaffung.
Diskussionslos überwies der Nationalrat auch die zum gleichen Zeitpunkt eingereichten
Motionen der CVP-Fraktion zum Abbau von Marktzutrittsbarrieren sowie zur
Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik. Eine Motion zur Finanzierung von
Risikokapital für kleine und mittlere Unternehmen wurde als Postulat überwiesen. 25

In Bezug auf die Drogenproblematik forderte die CVP an einer Tagung eine stärkere
Führungsrolle des Bundes und verlangte die Ablösung des Betäubungsmittelgesetzes
durch ein umfassendes Suchtpräventionsgesetz, wozu sie auch eine Fraktionsmotion
einreichte. In ihrem 21 Thesen umfassenden Grundlagenpapier konnte sie jedoch nichts
grundlegend Neues vorschlagen. 26

MOTION
DATUM: 17.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Gesundheitspolitik setzte sich die CVP für die Abschaffung des Numerus clausus
beim Medizinstudium ein. Es gehe nicht an, dass immer mehr ausländische Ärzte in der
Schweiz tätig seien, der Ausbildung inländischen Ärztenachwuchses aber gleichzeitig
ein Riegel geschoben werde. CVP-Nationalrätin Brigitte Häberli (TG) reichte im Juni
eine entsprechende Motion ein. 27

MOTION
DATUM: 28.06.2011
MARC BÜHLMANN
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